Kantonsbehšrden





Grosser Rat und Staatsrat,

gemeinsame Themen







INHALTSVERZEICHNIS



1.	 Zeitliche Beschränkung der Mandate	3

1.1.	Amtsdauer (Legislaturperioden)	3

a.	Hauptargumente fŸr eine lŠngere Legislaturperiode	4

b.	Hauptargumente für eine kürzere Legislaturperiode	6

1.2.	EinfŸhrung einer AmtszeitbeschrŠnkung?	7



�TM \o "1-3" �2.	Kompetenzverteilung zwischen Legislative und Exekutive	9

2.1.	Einführung	9

2.2.	Kompetenzen des Grossen Rates	11

a.	Rechtsetzende Kompetenzen	11

b.	Kompetenzen in Finanzfragen	�RENVOIPAGE _Toc470506512 \h ��14�

c.	Oberaufsicht	15

d.	Zuständigkeiten bei wichtigen Verwaltungsakten	17

2.3.	Kompetenzen des Staatsrates	17

a.	Leitung der Verwaltung	18

b.	Legislative Kompetenzen	20

c.	Kompetenzen in Finanzfragen	21

d.	Kompetenzen bei der Aufsicht	23

e.	Kompetenzen bei aussergewöhnlichen Umständen	24



3.	Verhältnis zwischen dem Grossen Rat und dem Staatsrat	26

3.1.	Planung	�RENVOIPAGE _Toc470506525 \h ��27�

3.2.	Instrumente des Grossen Rates zur Ausübung seiner Aufsichtsfunktion	�RENVOIPAGE _Toc470506526 \h ��29�

a.	Ist-Zustand	�RENVOIPAGE _Toc470506527 \h ��29�

b.	Mögliche Neuerungen	�RENVOIPAGE _Toc470506528 \h ��30�

3.3.	Instrument zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Parlament und Regierung: der Auftrag	31





3.4.	Die Rolle von Parlament und Regierung bei den Beziehungen des Kantons Freiburg gegen aussen	�RENVOIPAGE _Toc470506532 \h ��32�

a.	Einführung	�RENVOIPAGE _Toc470506533 \h ��33�

b.	Der heutige rechtliche Rahmen im Kanton Freiburg	�RENVOIPAGE _Toc470506534 \h ��34�

c.	Mögliche Neuerungen beim Verfahren zum Abschluss von interkantonalen oder internationalen Vereinbarungen	37

4.	Weitere Vorschläge oder Bemerkungen	�RENVOIPAGE _Toc470506536 \h ��43��







HINWEIS: Wir bitten Sie, mit dem beiliegenden Fragebogen und nicht im Ideenheft zu antworten. Nur der Fragebogen ist in einem frankierten Kuvert an folgende Adresse zu schicken:



VERFASSUNGSREVISION

c/o Direktion des Innern und der Landwirtschaft

Ruelle de Notre-Dame 2

1701 FREIBURG

��

�

��1.	DIE ZEITLICHE BESCHR€NKUNG DER MANDATE

���Die Frage der zeitlichen BeschrŠnkung der Mandate der Regierungs- und Parlamentsmitglieder hat zwei Aspekte. Der erste betrifft die Dauer des einzelnen Mandats, der zweite die Dauer der gesamten Zeitspanne, wŠhrend der eine Person ein Amt ausŸben darf. Beim zweiten Aspekt stellt sich daher die Frage, ob die Möglichkeit der Wiederwahl in die Regierung und das Parlament beschrŠnkt werden soll.���



1.1. Amtsdauer (Legislaturperioden)

���In der Schweiz werden die Mitglieder der Legislative und der Exekutive in der Regel fŸr eine bestimmte Zeitspanne, eine sogenannte Legislaturperiode, gewŠhlt. Diese BeschrŠnkung der Amtsdauer ermšglicht es den Stimmberechtigten, die Behšrden regelmŠssig gesamthaft zu erneuern und ihre Vertreterinnen und Vertreter zu bestŠtigen oder abzuwählen. Dank der regelmŠssigen Erneuerung der Behšrden sind die verschiedenen Stršmungen und Meinungen der Bevšlkerung in den Parlamenten und Regierungen grundsŠtzlich gut vertreten.



In diesem Zusammenhang ist die Dauer der Legislaturperiode von grosser Bedeutung. Ist sie zu lang, so leidet die ReprŠsentativitŠt der Behšrden darunter. Ist sie dagegen zu kurz, so kšnnen komplexere Vorhaben nicht abgeschlossen werden.

�Indem die BeschrŠnkung der Amtsdauer die regelmŠssige Erneuerung der Mitglieder der Behšrden ermšglicht, steigert sie deren ReprŠsentativitŠt.��Auf Bundes- und Kantonsebene betrŠgt die Amtsdauer zurzeit grundsŠtzlich vier Jahre. Lediglich die Kantone Freiburg, GraubŸnden und Appenzell Innerrhoden haben eine andere Lšsung gewŠhlt: Im Kanton Freiburg werden die Mitglieder des Grossen Rates und des Staatsrates fŸr fŸnf Jahre gewŠhlt. In GraubŸnden werden die Parlamentsmitglieder fŸr drei Jahre und in Appenzell Innerrhoden die Regierungsmitglieder fŸr ein Jahr gewŠhlt.



Die freiburgische Regelung mit einer fŸnfjŠhrigen Legislaturperiode ist nicht neu. Bereits unter der Staatsverfassung von 1848 wurden die GrossrŠte fŸr fünf Jahre gewŠhlt. Die StaatsrŠte wurden damals hingegen fŸr acht Jahre gewŠhlt. Die Verfassung von 1857 verringerte die Amtszeit der StaatsrŠte jedoch auf fŸnf Jahre.

�In der Schweiz dauert eine Legislaturperiode in der Regel vier Jahre. Im Kanton Freiburg betrŠgt sie dagegen fŸnf Jahre.��In verschiedenen Kantonen, wie Waadt, Neuenburg und Bern, wurde oder wird die gegenwŠrtige vierjŠhrige Legislaturperiode in Frage gestellt, dies hauptsŠchlich im Rahmen der Vorarbeiten zur Totalrevision der Kantonsverfassung. Dabei werden verschiedene Argumente fŸr eine VerlŠngerung der Legislaturperiode auf fŸnf oder sogar sechs Jahre vorgebracht.

�Die vierjŠhrige Legislatur�periode wird jedoch in verschiedenen Kantonen in Frage gestellt.��Im Kanton Freiburg stellt sich nun ebenfalls die Frage, ob die Legislaturperiode weiterhin fŸnf Jahre betragen soll oder ob sie im Gegenteil auf vier Jahre verringert oder sogar auf sechs Jahre verlŠngert werden soll. Die geltende Regelung wurde bis jetzt nie ernsthaft in Frage gestellt, so dass man grundsŠtzlich davon ausgehen kann, dass sie als befriedigend angesehen wird. Dies heisst aber nicht, dass sie unbesehen übernommen werden muss. Es ist daher angezeigt, die Argumente fŸr eine VerlŠngerung oder KŸrzung der Legislaturperiode zu prŸfen.





a. Hauptargumente fŸr eine lŠngere Legislaturperiode



a.a. Effizienz der Behšrden

�Soll die Dauer der freiburgischen Legislaturperiode ge�Šndert werden?��-	Gewisse gršssere Projekte, vor allem bestimmte Ge�setzesentwŸrfe, kšnnen nicht in einer allzu kurzen Frist abgeschlossen werden. Ihre Ausarbeitung nimmt hŠufig mehrere Jahre in Anspruch. Eine VerlŠngerung der Legislaturperiode begŸnstigt natŸrlich den Abschluss solcher lŠngerfristiger Projekte innerhalb einer Legislaturperiode. Auf diese Weise lassen sich die lediglich durch einen personellen Wechsel bedingten Verzšgerungen vermeiden, und gleichzeitig nimmt das Verantwortungsbewusstsein der Behšrden zu.



-	Zu Beginn jeder neuen Legislaturperiode verlangsamt sich das Arbeitstempo: Die neuen Mitglieder der betreffenden Behšrden brauchen eine gewisse Einarbeitungszeit; bei einem gršsseren Zeitraum zwischen den Wahlen tritt diese Phase natürlich weniger häufig auf.



-	Bei einer lŠngeren Legislaturperiode wirken sich die Bestrebungen der Volksvertreterinnen und -vertreter, sich die Wählergunst zu sichern, deutlich weniger negativ aus. Stehen Wahlen bevor, so hat dies zweifellos einen Einfluss auf die Arbeit des Parlaments und der Regierung: Je nŠher die Wahlen rŸcken, desto mehr sind die Volksvertreterinnen und Volksvertreter auf ihre Wiederwahl bedacht und desto weniger sind sie bereit, umstrittene Projekte zu vertreten.



a.b. StabilitŠt der Behšrden



Eine relativ lange Zeitspanne zwischen zwei Gesamterneuerungswahlen begŸnstigt die StabilitŠt der Behšrden, ohne das Demokratieprinzip zu verletzen, da die Stimmberechtigten mit der Initiative und dem Referendum Ÿber Instrumente verfŸgen, um die TŠtigkeit der Behšrden zu kontrollieren.



a.c. Finanzielle Auswirkungen



Mit einer lŠngeren Legislaturperiode fallen auch die Kosten, die dem Staat, den politischen Parteien und den betroffenen Personen durch die Wahlen entstehen, weniger häufig an.









b. Hauptargumente fŸr eine kŸrzere Legislaturperiode



b.a. Bessere Umsetzung des Demokratieprinzips

�Eine längere Legislaturperiode könnte die Effizienz der Behörden verbessern und ihre Stabilität begünstigen. Zudem würden die Kosten, die durch die Gesamterneuerung der Behörden ent�stehen, weniger häufig anfallen.��-	Die WŠhlerinnen und WŠhler haben einen gršsseren Einfluss auf das politische Leben. Sie kšnnen in kŸrzeren AbstŠnden wŠhlen, das heisst, sie kšnnen ihre Vertreterinnen und Vertreter bestätigen oder abwählen und mŸssen deshalb weniger hŠufig von ihrem Initiativ- oder Referendumsrecht Gebrauch machen. Dies ist vor allem wichtig, wenn das Volk nicht die Mšglichkeit hat, eine ausserordentliche Gesamterneuerung der Behšrden zu verlangen (vgl. Ideenheft Nr. 2).



-	Die ReprŠsentativitŠt der Behšrden wird durch einen kŸrzeren Abstand zwischen zwei Gesamterneuerungswahlen ebenfalls erhšht.



b.b. Geringere Amtsmüdigkeit und Einbringen neuer Ideen



-	Mit einer kŸrzeren Legislaturperiode lassen sich eine gewisse Amtsmüdigkeit der Volksvertreterinnen und Volksvertreter und dadurch bedingte vorzeitige RŸcktritte vermeiden.



-	Zudem mŸssen sich die Personen, die gerne kandidieren wŸrden, nicht so lange gedulden, bis sie sich aufstellen lassen kšnnen.



-	Bei einer hŠufigeren Erneuerung der Behšrden steigt auch das Interesse der Bevšlkerung, vor allem der Frauen und der Jungen, an der AusŸbung eines šffentlichen Amtes, da es einfacher ist, sich fŸr eine kŸrzere als fŸr eine lŠngere Zeit zu verpflichten.�Eine kürzere Legislaturperiode soll eine bessere Umsetzung des Demokratieprinzips und eine geringere Amtsmüdigkeit der Volksvertreterinnen und Volksvertreter bewirken sowie das Einbringen neuer Ideen begünstigen.��









1.2. EinfŸhrung einer AmtszeitbeschrŠnkung?

���Bei der BeschrŠnkung der Amtsdauer stellt sich die Frage, ob die Wiederwahl einer Person in eine bestimmte Funktion nach Ablauf einer gewissen Amtszeit verboten werden soll.

�Soll die Mšglichkeit der Wiederwahl durch eine AmtszeitbeschrŠnkung begrenzt werden?��Wie die geltenden Regelungen auf Bundesebene und in den verschiedenen Kantonen zeigen, ist eine Wiederwahl grundsŠtzlich unbeschrŠnkt mšglich. Einige Kantone bilden diesbezŸglich jedoch eine Ausnahme. Im Kanton GraubŸnden müssen die Regierungsmitglieder nach drei Legislaturperioden zurücktreten. In Basel-Stadt mŸssen die Parlamentsmitglieder nach drei Legislaturperioden, in Baselland nach vier Legislaturperioden ausscheiden. Im Kanton Jura dŸrfen die Parlamentarierinnen und Parlamentarier wŠhrend drei Legislaturperioden und die Regierungsmitglieder während vier Legislaturperioden im Amt bleiben.

�Sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene ist die Wiederwahl grundsŠtzlich keinen EinschrŠnkungen unterworfen.��Wenn die ZulŠssigkeit der Wiederwahl nicht geregelt ist, wie dies zurzeit im Kanton Freiburg der Fall ist, so ŸberlŠsst es die Rechtsordnung den betroffenen Personen, den politischen Parteien oder den Stimmberechtigten, von Fall zu Fall zu entscheiden, wann eine Person aus ihrem Amt ausscheiden muss. Es wŠre daher mšglich, dass eine allgemeine Regelung fŸr sŠmtliche Mitglieder der betreffenden Behšrden gewŸnscht wird, um die Gefahr der Ungleichbehandlung der Volksvertreterinnen und -vertreter zu beseitigen.



Das wichtigste Argument neben der Gleichbehandlung der Volksvertreterinnen und -vertreter, das fŸr eine Regelung der AmtszeitbeschrŠnkung spricht, ist natŸrlich dasjenige der automatischen Erneuerung der Behšrden, mit dem Begriffe wie Dynamik, Motivation, Innovation usw. verbunden werden. Gegenüber diesem Argument, das dem Aspekt der Innovation PrioritŠt einrŠumt, kann man einwenden, dass eine gewisse Konstanz in der Zusammensetzung der Behšrden es erlaube, den bestmšglichen Nutzen aus den FŠhigkeiten zu ziehen, welche die Mitglieder dieser Behšrden wŠhrend der AusŸbung ihres Amtes erlangt haben. Ausserdem schrŠnkt das Verbot, fŸr ein Amt zu kandidieren, die betreffende Person in ihrer Freiheit ein. Gleichzeitig wird auch die Freiheit der WŠhlerinnen und WŠhler, ihre Stimme der Person ihrer Wahl zu geben, eingeschrŠnkt.

�Soll es in erster Linie den politischen Parteien Ÿberlassen bleiben, von Fall zu Fall zu entscheiden, ob eine Person erneut kandidieren darf?��Falls eine BeschrŠnkung gewünscht wird, sollte man prŸfen, ob fŸr die Mitglieder des Grossen Rates und des Staatsrates dieselbe Regelung vorzusehen ist. Ein Regierungsamt nimmt eine Person ungleich stärker in Anspruch als ein Grossratsmandat. Die StaatsrŠtinnen und StaatsrŠte Ÿben ihr Amt vollamtlich aus, wŠhrend die GrossrŠtinnen und GrossrŠte ihr Mandat grundsŠtzlich nebenberuflich ausŸben.



Es stellen sich daher folgende Fragen:�Sollen die Parlaments- und Regierungsmitglieder gleich behandelt werden?��

Soll die gegenwŠrtige fünfjährige Legislaturperiode beibe�halten werden?�Frage 1a��

Soll sie auf vier Jahre verringert werden?�Frage 1b��

Soll sie auf sechs Jahre verlŠngert werden?�Frage 1c��

Soll fŸr die GrossrŠtinnen und GrossrŠte eine AmtszeitbeschrŠnkung eingefŸhrt werden?�Frage 2a��

Wenn ja, nach wie vielen Jahren?�Frage 2b��

Soll fŸr die StaatsrŠtinnen und StaatsrŠte eine AmtszeitbeschrŠnkung eingefŸhrt werden?�Frage 3a��

Wenn ja, nach wie vielen Jahren?�Frage 3b��

Haben Sie weitere Bemerkungen oder VorschlŠge?�4. Frage��





2.	KOMPETENZVERTEILUNG ZWISCHEN LEGISLATIVE UND EXEKUTIVE

2.1.	Einführung

Die gesetzgebende Gewalt steht einem Grossen Rate zu, der aus 130 Abgeordneten besteht, während die vollziehende und verwaltende Gewalt einem siebenköpfigen Staatsrat zusteht. So weit zur Grundregel, die im Kanton Freiburg für die Kompetenzverteilung zwischen Parlament und Regierung gilt. Sie ergibt sich aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung, der den Kantonen vom Bundesrecht vorgeschrieben wird und bezweckt, die Staatsmacht durch die Aufteilung der drei klassischen Staatsgewalten (Legislative, Exekutive und Judikative) auf drei verschiedene Behörden (Parlament, Regierung und Justiz) zu kon�trollieren. Gemäss diesem Grundsatz sind die Regierung und das Parlament zwei unabhängige Gewalten, die beide zur politischen Führung beitragen und sich gegenseitig kontrollieren (Grundsatz der "checks and balances"). 



Die Realität ist allerdings komplexer: Weil sich die verschiedenen Funktionen überschneiden, können sich die Staatsgewalten nicht auf die Ausübung ihrer Hauptfunktion beschränken. Also hat die Zusammenarbeit zwischen den Staatsorganen seit jeher den Bund und die kantonalen Systeme geprägt. Diese Kooperation schliesst jedoch ein gesundes Konkurrenzverhältnis zwischen Regierung und Parlament nicht aus. Gleichzeitig muss aber für ein ausgewogenes Kräfteverhältnis gesorgt werden, denn Zusammenarbeit ist nur zwischen gleichwertigen Partnern möglich. Die Kooperation setzt ferner eine eindeutige Kompetenzverteilung zwischen Parlament und Regierung voraus, damit man genau weiss, wer welche Verantwortung übernimmt.



Der oben beschriebene Grundsatz der Gewaltenteilung wird in der Freiburger Verfassung auch ausdrücklich festgehalten. Die Verfassungsrevision bietet die Chance zu prüfen, in welchen Bereichen die Kooperation zwischen den Staatsorganen optimiert werden könnte. Der Freiburger Verfassungsrat wird ganz allgemein über die Rolle und die Kompetenzen jedes einzelnen Organs nachdenken müs�sen.



In diesem Kapitel geht es darum, darüber zu diskutieren, wie die Trennung der gesetzgebenden und der ausführenden Gewalt und die Zusammenarbeit zwischen den beiden Gewalten ausgestaltet werden soll. Drei Themen sollen dabei behandelt werden: die Rolle und die Kompetenzen des Grossen Rates, die Rolle und die Kompetenzen des Staatsrates und die Beziehungen zwischen den beiden Gewalten, insbesondere bei den Beziehungen nach aussen. Die Fragen, die in den anderen Ideenheften behandelt werden (zu den Wahlbefugnissen des Grossen Rates siehe z.B. das Heft 3D) und diejenigen, die im Rahmen der Verfas�sungsrevision weniger wichtig sind, werden im Folgenden nicht untersucht.



�

Der Grundsatz der Gewaltenteilung wird den Kantonen durch das Bundesrecht vorgeschrieben. Er verlangt von ihnen, dass sie die drei klassischen staatlichen Funktionen (Legislative, Exekutive, Judikative) drei verschiedenen Behörden (Parlament, Regierung und Justiz) anvertrauen, wobei diese aber zusammenarbei�ten können.























Die Totalrevision der kanto�nalen Verfassung ist eine Gelegenheit, um über die Kompetenzen jedes Organs nachzudenken und zu prüfen, wo die Zusammenarbeit optimiert werden sollte.

��2.2.	Kompetenzen des Grossen Rates

a.	Rechtsetzende Kompetenzen

a.a.	Die jetzige Situation

Die Rechtsetzung gehört zu den ursprünglichen Aufgaben jedes Parlamentes. In der Schweiz sind sowohl die eidgenössischen Räte als auch die Kantonsparlamente mit solchen Kompetenzen ausgestattet. Gemäss der Freiburger Staatsverfassung obliegt die gesetzgebende Gewalt dem Grossen Rat (vorbehaltlich der Volksrechte).



Der Grosse Rat erlässt die Gesetze; das Initiativrecht steht dem Volk, dem Staatsrat und jedem Mitglied des Grossen Rates zu. Dieser kann den Staatsrat einladen, ihm einen Gesetzesentwurf vorzulegen. Entspricht der Staatsrat dieser Aufforderung innerhalb der anberaumten Frist nicht, so kann der Grosse Rat eine Kommission mit der Ausarbeitung des verlangten Entwurfes beauftragen.



Allerdings ist das Parlament nicht alleine zuständig für die Verabschiedung von Vorschriften. Entgegen dem traditionellen Verständnis des Grundsatzes der Gewaltenteilung kann das Parlament in der Praxis nicht allein gesetzgeberisch wirken. Heutzutage ist der Erlass von Rechtsvorschriften im Gegenteil als Prozess zu sehen, bei dem verschiedene Instanzen und politische Kreise mit offiziellen oder inoffiziellen Kompetenzen mitwirken. 



In der Praxis ergreift meistens die Regierung die Initiative zum Erlass von Gesetzen. Sie legt dem Parlament Gesetzesentwürfe vor, die von der Verwaltung ausgearbeitet wurden und bereits Gegenstand einer politischen Diskussion waren. Die Entwürfe werden im Plenum von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern beraten, doch kann es vorkommen, dass sich diese wegen der Komplexität der Geschäfte oder wegen Zeitmangels nicht in der Lage fühlen, sie eingehend zu behandeln.



Ausserdem kann die Regierung zweitrangiges Recht erlas�sen (siehe weiter unten 2.3.b).



Die Revision der Staatsverfassung ist eine Gelegenheit, das geltende Recht zu ändern und näher auszuführen.



�

Im Kanton Freiburg stehen die rechtsetzenden Kompe�tenzen wie in den anderen Schweizer Kantonen dem Parlament zu (vorbehaltlich der Volksrechte).







Die Regierung ist in der Praxis an der Ausarbeitung des kantonalen Rechts, das vom Parlament verabschie�det wird, beteiligt.

















In gewissen Fällen ist sie zum Erlass von zweitrangi�gem Recht befugt.

��a.b.	Mögliche Neuerungen 

Die jetzige Freiburger Staatsverfassung bestimmt, dass der Grosse Rat die Gesetze erlässt, ohne dass sie Näheres zu deren Inhalt ausführt. Das Gesetz besagt lediglich, dass Entscheidungen des Grossen Rates zu Gesetzen werden, wenn sie allgemeine Regeln für die Verhältnisse oder Sachverhalte beinhalten, die sie definieren, oder wenn dadurch organisatorische oder Verfahrensregeln festgelegt werden. Im Gesetz wird jedoch nur festgelegt, was ein Gesetz beinhalten kann, nicht aber, was es beinhalten muss. Denn nicht jede Rechtsnorm braucht als kantonales Gesetz erlassen zu werden. Manchmal müssen Rechtsvorschriften zur Regelung von komplizierten technischen Problemen verabschiedet werden, die politisch nicht heikel sind. Zu häufig muss sich das Parlament mit derartigen Fragestellungen auseinander setzen, obwohl das Volk wünscht, dass seine Abgeordneten sich mit wichtigen Fragen befassen. Daher wäre es überlegenswert, ob man den Grossen Rat von weniger wichtigen Regelungen entlasten sollte. So könnte er sich auf das Wesentliche konzentrieren, effizi�enter arbeiten und an Einfluss gewinnen. Dies würde auch der Idee der Gewaltenteilung zwischen kooperierenden Instanzen entsprechen.



Im Zuge der Revision der Freiburger Staatsverfassung kommen zwei Lösungen in Frage.



Erstes könnte man den Grossen Rat ermächtigen, alle wichtigen Entscheide zu fällen, und die verbleibende gesetzgeberische Kompetenz prinzipiell dem Staatsrat übertragen.



Die Verfassung schriebe dann vor, dass wichtige Rechtsnormen als kantonales Gesetz zu erlassen wären. Diese Kategorie würde insbesondere Normen über die Ausübung der politischen Rechte, die Einschränkung der verfassungsmässigen Rechte, die Rechte und Pflichten der Personen, die Steuern, die Pflichten der Gemeinden usw. umfassen. Ferner könnte eine nachgeordnete allgemeine Klausel aufgenommen werden, die besagt, dass das Parlament Entscheide selber fällen kann, wenn es dies wünscht.



Die Regierung hingegen würde alle anderen Erlasse von geringerer Bedeutung übernehmen. Dort hätte sie also gesetzgeberische Befugnisse, ohne vom Parlament ausdrücklich ermächtigt zu werden. Konkret müsste der Gros�se Rat jeweils prüfen, ob er für einen bestimmten Erlass zuständig ist oder nicht. Ist er nach seiner Ansicht nicht das geeignete Organ, um bei wichtigen Fragen (in seinem Kompetenzbereich) Recht zu setzen, könnte es seine gesetzgeberische Kompetenz wie bisher delegieren. 



Entschiede sich der Kanton Freiburg für diese Lösung, wäre das Parlament entlastet: Statt sich mit Detailfragen auseinander zu setzen, könnte es wichtigere Dossiers effizienter behandeln. Allerdings könnte sich die Unterscheidung zwischen wichtigen Angelegenheiten, für die das Parlament zuständig wäre, und solchen, die in den Zuständigkeitsbereich der Regierung fallen, in der Praxis gelegentlich als schwierig erweisen.



Zweitens könnte man in der revidierten Verfassung das geltende System einfach näher ausführen. Die verbleibende gesetzgeberische Befugnis würde wie bisher dem Parlament statt der Regierung übertragen. Im neuen Wortlaut würde hervorgehoben, dass das Parlament die wichtigen Gesetze erlässt. Es hätte wie bisher die Möglichkeit, seine Kompetenz sowohl in wichtigen Bereichen, für das es sich nicht kompetent genug fühlt, als auch für zweitrangige Fragen zu delegieren.



Der Vorteil dieser Lösung liegt darin, dass klar gestellt wird, dass sich das Parlament im Prinzip nur mit wichtigen Fragen befasst. Hingegen könnte der Grosse Rat seine Kompetenz für Detailfragen immer noch durch Delegation an die Regierung abtreten.�

Gegenwärtig muss sich der Grosse Rat häufig mit weni�ger wichtigen Fragen aus�einander setzen. 

Es ist zu überlegen, ob man ihn von der Verabschiedung derartiger Regelungen befreien sollte, damit er sich auf Grundsatzfragen konzentrieren, mehr Einfluss geltend machen und effizienter arbeiten könnte.

















Erstens könnte man dem Grossen Rat die Befugnis erteilen, wichtige Rechtsvorschriften zu erlassen, und dem Staatsrat die verbleibenden gesetzgeberischen Kompetenzen übertragen.

























Zweite Möglichkeit: Die neue Staatsverfassung könnte dem Parlament wie bisher die verbleibenden gesetzgeberischen Kompe�tenzen zuweisen und einfach festhalten, dass der Grosse Rat grundsätzlich für die wichtigen Erlasse zuständig ist.��

Aus den beschriebenen Vorschlägen ergeben sich folgende Fragen:

Sind Sie der Meinung, dass die heutige Regelung in ihren Grundzügen beibehalten werden sollte?�Frage 5a��

oder:



Wären Sie dafür, dass der Grosse Rat die wichtigen Rechtsvorschriften erlassen könnte, während die verbleibenden gesetzgeberischen Kompetenzen grundsätzlich dem Staatsrat übertragen würden?�Frage 5b��



b.	Kompetenzen in Finanzfragen

b.a.	Die jetzige Situation 

Die Verwaltung der öffentlichen Mittel ist wie die Gesetz�gebung ausschlaggebend für die Staatsführung. Gemäss geltender Verfassung beschliesst der Grosse Rat über den Voranschlag (für das kommende Jahr veranschlagte Aus�gaben und Einnahmen) und billigt die Staatsrechnung. Au�sserdem ist er befugt, über die Steuern abzustimmen und über Ausgaben, Darlehen, Käufe und Veräusserungen von öffentlichem Gut im Rahmen des Gesetzes zu bestimmen. Die Einzelheiten zur Kompetenzverteilung in Finanzfragen (Kompetenz, über Ausgaben abzustimmen) zwischen dem Grossen Rat und dem Staatsrat sind auf Gesetzesstufe ge�regelt (Gesetz über den Finanzhaushalt des Staates).



�



Die finanziellen Kompeten�zen des Parlamentes könnten erweitert werden: Es könnte befugt werden, die Verschuldungslimite festzulegen und Grundsatzdekrete zu erlassen, bevor kostspielige Studien durchgeführt werden.��b.b.	Mögliche Neuerungen 

1.	Kompetenz, die Verschuldungslimite festzulegen

Durch die neue Verfassung könnte das oben beschriebene System teilweise geändert werden. Man könnte dem Gros�sen Rat die Kompetenz erteilen, eine Verschuldungslimite festzulegen.���

Daher die Frage:



Wären Sie dafür, dass der Grosse Rat befugt wird, die Verschuldungslimite festzusetzen?�6. Frage��



2.	Kompetenz, Grundsatzdekrete zu erlassen, bevor kostspielige Studien durchgeführt werden

Denkbar wäre auch, dass der Grosse Rat befugt wird, Grundsatzdekrete zu verabschieden, bevor kostspielige Studien durchgeführt werden. (zu den Grundsatzdekreten siehe 3.3. unten). Denken wir zum Beispiel an einen Tunnelbau, der lange Vorstudien erfordert. Bevor grosse Ausgaben getätigt werden, könnte der Grosse Rat vorsichtshalber ein Grundsatzdekret erlassen, das dem Referendum untersteht. Stimmt das Volk zu, heisst das natürlich noch nicht unbedingt, dass es auch das definitive Projekt gutheisst, doch könnte man für ein Scheitern der Vorlage nicht allein das Parlament verantwortlich machen. Trotz der offensichtlichen Vorteile dieses Systems könnte es das Verfahren aber in die Länge ziehen. ���

Daher die Frage:



Wären Sie für einen Verfassungsartikel, der dem Grossen Rat die Möglichkeit gibt, vor der Durchführung kostspieliger Studien Grundsatzdekrete zu erlassen?�7. Frage��



c.	Oberaufsicht

c.a.	Die jetzige Situation



Die Oberaufsicht ist eine typische Kompetenz moderner Parlamente und ein Wesensmerkmal der Gewaltenteilung. Sie entstand, weil die Parlamente gewisse Kompetenzen an die Regierung abtraten. Die Oberaufsicht erstreckt sich einerseits auf die Tätigkeit des Staatsrates und der Verwaltung und andererseits auf die Verwaltung der Justiz. Dabei wird die Gesetz- und Zweckmässigkeit der Regierungs- und Verwaltungstätigkeit überprüft. So beurteilt das Parlament die Führung der Regierung. Die Oberaufsicht betrifft alle Zweige der Verwaltung, die der Kontrolle des Staatsrates unterstehen. Darunter fallen auch Betriebe und Organisationen mit mehr Autonomie (z.B. die Freiburgischen Elektrizitätswerke). Wo die Regierung eine Aufsichtsfunktion hat, übt das Parlament die Oberaufsicht aus. Im Rechtswesen hingegen prüft der Grosse Rat lediglich, ob das Recht innerhalb vernünftiger Frist gesprochen wurde. Es würde gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung verstossen, wenn er auch die Rechtsprechung (Entscheide) der Gerichte kontrollieren würde (vgl. Ideenheft 3D).



c.b.	Mögliche Neuerungen 

Im Kanton Freiburg sind die Gegenstände, auf die sich die Oberaufsicht des Grossen Rates erstreckt, in mehreren Verfassungsartikeln (nicht abschliessend) aufgezählt. Allerdings gibt es keine allgemeine Bestimmung, in der das Prinzip der Oberaufsicht verankert ist. Bei der Revision sollte man systematischer vorgehen. Dabei sind zwei Lösungen denkbar: Entweder nur den Grundsatz der Oberaufsicht aufnehmen und die Gegenstände, auf die sie sich erstreckt, auf Gesetzesstufe regeln, ober aber alle Gegenstände aufzählen, auf die sich die Oberaufsicht erstreckt (z.B. die Universität, die Gefängnisse, die Gemeinden). Die zweite Lösung lässt weniger Flexibilität zu als die erste. Ausserdem dürfte es schwierig sein, die Frage umfassend zu regeln.�



Die Oberaufsicht des Parlamentes erstreckt sich auf die Tätigkeit des Staatsrates und der Verwaltung sowie auf die Verwaltung der Justiz.



















In der geltenden Staatsver�fassung werden in mehreren Bestimmungen einige Ge�genstände aufgezählt, auf die sich die Oberaufsicht des Parlamentes erstreckt.



In der revidierten Fassung könnte man entweder nur den Grundsatz der Oberauf�sicht verankern oder alle Gegenstände aufzählen, auf die sie sich erstreckt.��

Daher die Frage:



Sollte der Grundsatz der Oberaufsicht durch den Grossen Rat Ihrer Ansicht nach in die Verfassung aufgenommen werden?�8. Frage��Die neue Staatsverfassung könnte auch Einzelheiten zur Ausübung der Oberaufsicht nennen (s.a. Kapitel 3).���



d.	Zuständigkeiten bei wichtigen Verwaltungsakten

In einem modernen Staat hat die Gesetzgebung oft nur noch einen beschränkten Einfluss. Politisch wichtige Entscheidungen können nämlich nicht unbedingt als allgemeines, abstraktes Gesetz verabschiedet werden (das für eine grosse Anzahl von Personen und Fällen gilt). Gewisse Verwaltungsakte der Regierung sind ebenfalls von gros�ser Tragweite (denken wir an die Planung oder an die Erteilung von Konzessionen für die Verwendung des öffentlichen Grunds). Wenn das Parlament aber im Sinne des New Public Management über wichtige Regelungen entscheidet, wäre es sinnvoll, derartige administrative Entscheide dem Parla�ment und nicht der Regierung zu übertragen.



Die geltende Staatsverfassung erteilt im Gegensatz zum Berner Grundgesetz dem Grossen Rat keine Kompetenz für solche Verwaltungsakte (abgesehen von seinen Kompetenzen für Entscheide grosser finanzieller Tragweite). Bei der Verfassungsrevision könnte man eine diesbezügliche neue Bestimmung aufnehmen.�

Gewisse Verwaltungsakte der Exekutive sind von gros�ser Tragweite. Daher wäre es möglicherweise sinnvoll, die entsprechende Kompe�tenz dem Parlament statt der Regierung zu übertragen.��

Daher die Frage:



Wären Sie dafür, dass die Verfassung dem Grossen Rat die Kompetenz erteilt, über wichtige Verwaltungsakte zu bestimmen?�9. Frage��



2.3.	Kompetenzen des Staatsrates

In der Schweiz haben sowohl die Landesregierung als auch die Kantonsregierungen zwei Hauptfunktionen zu erfüllen: einerseits die Regierung des Staates, d.h. die Führung der wichtigsten Tätigkeitsbereiche, und andererseits die Leitung der Verwaltung. Nachfolgend werden diese Kompetenzen präzisiert und die möglichen Neuerungen in diesem Bereich skizziert. Was die Doppelfunktion der Staatsrätinnen und Staatsräte als Regierungsmitglied und Departementsvorsteherin bzw. Departementsvorsteher anbelangt, wird dagegen auf das Ideenheft 3B verwiesen.���



a.	Leitung der Verwaltung

a.a.	Die jetzige Situation

Der Staatsrat leitet die Verwaltung. Als Kollegium ist er damit verantwortlich für die Leitung der Verwaltung und die getreue Ausführung der Aufgaben, die ihm übertragen werden. Laut geltender Verfassung ernennt er alle ihm untergeordneten Behörden und Angestellten, deren Ernennung nicht einer andern Gewalt übertragen ist, und beruft sie ab. Ausserdem beaufsichtigt und leitet er die unteren Verwaltungsbehörden und legt dem Grossen Rat alljährlich über alle Teile seiner Verwaltung ausführlich Rechenschaft ab. In der heutigen Verfassung werden jedoch keine Grundsätze für die Verwaltungsführung genannt.

�



Der Staatsrat leitet die Ver�waltung.��a.b.	Mögliche Neuerungen

1.	Organisation und Tätigkeit der Verwaltung

Obwohl die kantonale Verwaltung in den letzten Jahren immer umfangreicher geworden ist, kann sie sich in der heutigen Verfassung nicht auf einen eigenen Artikel stüt�zen.



Bei der Revision könnte man dies korrigieren und die Grundsätze für die Organisation und Tätigkeit der Verwaltung einzeln aufführen.�

Die heutige Staatsverfassung enthält keine spezifische Norm für die Verwaltung.



Die neue Verfassung könnte diese Lücke schliessen.��

Daher die Frage:



Sollte die neue Staatsverfassung Ihrer Ansicht nach spezifische Regeln für die Tätigkeit und Organisation der Verwaltung enthalten?�10. Frage��



2.	Übertragung von administrativen Aufgaben an externe Organisationen oder Personen

In der Praxis übernimmt die Verwaltung verschiedenste Funktionen. Um diese Aufgaben sachgerecht zu erfüllen, fordert die Verwaltung manchmal die Dienste externer Organisationen oder Personen an, soweit das Gesetz eine Delegation zulässt. Die Freiburger Staatsverfassung enthält jedoch trotz der Bedeutung der Delegation durch das Gesetz keine einzige Norm zur Übertragung administrativer Aufgaben an andere Organisationen. Die neue Verfassung könnte diesen Mangel beheben und wie die Bundesverfassung bestimmen, dass man administrative Aufgaben auf dem Gesetzeswege Organisationen und Personen des öffentlichen oder des privaten Rechtes anvertrauen kann, die nicht der Kantonsverwaltung angehören. Als leitende und vollziehende Instanz würde die Regierung auf jeden Fall weiterhin die Aufsicht führen und gegebenenfalls eingreifen. Sie wäre beispielsweise für die Koordination der Tätigkeit der internen Dienste mit den externen Organisationen oder Personen besorgt, um eine gewisse Kohärenz zu gewährleisten. �

In der geltenden Staatsver�fassung wird nicht erwähnt, dass die Verwaltung gewisse Aufgaben manchmal an externe Organisationen oder Personen überträgt.

Diese Möglichkeit könnte in der Neufassung Eingang finden.��

Daher die Frage:



Wären Sie für eine Verfassungsnorm, die bestimmt, dass Aufgaben der Verwaltung auf dem Gesetzeswege Organisationen und Personen des öffentlichen oder des privaten Rechts, die nicht der Kantonsverwaltung angehören, übertragen werden?�11. Frage��



b.	Legislative Kompetenzen 

b.a.	Die jetzige Situation

Obwohl der Grosse Rat die rechtsetzende Gewalt des Kantons ist, verfügt auch der Staatsrat über gewisse rechtsetzende Kompetenzen. 



Die Staatsverfassung bestimmt zunächst, dass namentlich der Staatsrat Gesetze initiieren und dem Grossen Rat Gesetzesentwürfe vorlegen kann, die er für nötig erachtet. In der Praxis stammen die meisten Gesetzesentwürfe vom Staatsrat, auch wenn das Volk und der Grosse Rat ebenfalls ein Initiativrecht haben.



Ausserdem kann der Staatsrat - auch wenn in der heutigen Verfassung kein Wort darüber verloren wird - gesetzesvertretende Verordnungen (dem Referendum nicht unterstellte, zweitrangige Gesetze) erlassen, die Rechtsnormen enthalten, vorausgesetzt, der Grosse Rat delegiert seine rechtsetzenden Kompetenzen. Die Delegation ist aber an bestimmte Mindestbedingungen geknüpft: Sie muss einem Gesetz entsprechen, das dem Referendum unterstellt ist, sie muss sich auf ein bestimmtes Gebiet beschränken und Hinweise enthalten, was die Massnahmen des Staatsrates im Wesentlichen beinhalten. Schliesslich darf die Delegation auch nicht von der Verfassung verboten sein.



Der Staatsrat hat aufgrund seines Auftrags zum Gesetzesvollzug auch die Befugnis, vollziehende Verordnungen zu erlassen, um ein Gesetz umzusetzen. Diese sind weniger wichtig als die gesetzesvertretenden Verordnungen, da sie für den Bürger oder die Bürgerin keine Rechte oder Pflichten begründen. Die Kompetenz zum Erlass derartiger Verordnungen wird in der Verfassung nicht explizit erwähnt, doch fällt sie unter den Auftrag zum Gesetzesvollzug.

�



Der Staatsrat verfügt über gewisse rechtsetzende Kom�petenzen.

















��b.b.	Mögliche Neuerung

Im Zuge der Verfassungsrevision sollten die gesetzgebenden Befugnisse des Staatsrates zum Erlass von Verordnungen ausdrücklich umschrieben werden. Man könnte einen neuen Artikel aufnehmen, der besagt, dass der Staatsrat aufgrund seines Gesetzesvollzugsauftrags zum Erlass von Verordnungen befugt ist. Des Weiteren würde diese Norm darauf hinweisen, dass das Gesetz die Zuständigkeit zum Erlassen von Verordnungen an den Staatsrat delegieren kann, wobei ihr Gegenstand und ihr Ziel genau umschrieben werden. Die genauen Bedingungen für diese Delegation müssten dann auf Gesetzesstufe geregelt werden.�



Die neue Verfassung könnte die rechtsetzenden Kompe�tenzen des Staatsrates ge�nau umschreiben, um den Wortlaut klarer zu gestalten.��

Daher die Frage:



Würden Sie einen Verfassungsartikel befürworten, in dem die Kompetenzen des Staatsrates beim Erlass von Verordnungen genau umschrieben werden?�12. Frage��



c.	Kompetenzen in Finanzfragen

c.a.	Die jetzige Situation

Die Ausarbeitung des Budgets und das Vorlegen der Rechnung gehören zu den traditionellen Kompetenzen jeder Regierung. Auch im Kanton Freiburg legt der Staatsrat verfassungsgemäss dem Grossen Rat alljährlich einen Voranschlag für Einnahmen und Ausgaben vor, den der Grosse Rat danach genehmigt. Das Gesetz über den Finanzhaushalt des Staates schreibt vor, dass der Staatsrat den Voranschlag genehmigt und der Grosse Rat dann dar�über beschliesst. Der grösseren Klarheit und Transparenz halber wäre es wünschenswert, die Kompetenz zum Vorlegen der Rechnung ebenfalls in die neue Verfassung aufzunehmen.



Die finanziellen Kompetenzen (Abstimmung über die Ausgaben) stehen sowohl dem Grossen Rat als auch dem Staatsrat zu. Die Befugnisse des Grossen Rates sind in der Verfassung verankert: Er beschliesst die Ausgaben und Anleihen und bewilligt den Ankauf und die Veräusserung der Staatsgüter gemäss dem Gesetz. Die diesbezüglichen Kompetenzen des Staatsrates sind im Gesetz über den Finanzhaushalt des Staates geregelt. Dieses bestimmt, dass der Staatsrat insbesondere befugt ist, unter gewissen Voraussetzungen Immobilien des Verwaltungsvermögens zu erwerben, Vermögenswerte des Finanzvermögens zu erwerben oder zu veräussern, Ausgabeverpflichtungen einzugehen, die durch kein Gesetz bestimmt sind, wenn die Beträge weniger als 100'000 Franken ausmachen, und Verpflichtungen für im Voranschlag vorgesehene Ausgaben einzugehen.

�

Gegenwärtig ist in der Verfassung und im Gesetz geregelt, welche finanziellen Kompetenzen dem Parlament und der Regierung zustehen.



Traditionellerweise obliegt es der Regierung, den Vor�anschlag auszuarbeiten und die Rechnung vorzulegen.��c.b.	Mögliche Neuerungen

Will man das heutige System ändern, kommen mehrere Lösungen in Frage. 



Erstens könnte in der neuen Staatsverfassung einfach darauf hingewiesen werden, dass die finanziellen Kompetenzen des Staatsrates auf Gesetzesstufe geregelt sind. 



Zweitens könnte die Neufassung die diesbezüglichen Kompetenzen der Regierung genau regeln. In diesem Fall könnte die revidierte Staatsverfassung das heutige System fortführen oder die Kompetenzverteilung zwischen Gros�sem Rat und Staatsrat ändern. Zahlreiche Kantone haben sich für diese Lösung entschieden und der Kantonsregierung weit reichende finanzielle Befugnisse eingeräumt. Die Verfassung des Kantons Bern beispielsweise bestimmt, dass die Regierung neue einmalige Ausgaben bis zu einer Million Franken, neue regelmässige Ausgaben bis zu 200'000 Franken sowie zweckgebundene Ausgaben (im Zusammenhang mit dem Vollzug eines Gesetzes, Dekrets usw.) genehmigen kann, während das Parlament über jene Ausgaben entscheidet, die nicht in die Zuständigkeit der Regierung fallen.



Der Vorteil dieser Lösung würde darin bestehen, dass die Regierung in Finanzfragen einen grossen Handlungsspielraum hätte und rasch und effizient agieren könnte. Wohl hätte das Parlament weniger Einfluss, jedoch nur bei zweitrangigen Ausgaben. Hingegen liesse das System auf lange Sicht wenig Flexibilität zu, wenn die Verfassung konkrete Beträge für die finanzielle Entscheidungsbefugnis der Regierung nennt. Sollte selbst eine geringfügige Änderung notwendig werden, müsste man eine Verfassungsrevision einleiten, was mit einem grösseren Aufwand als bei einer Gesetzesänderung verbunden ist. Dieses Hindernis könnte jedoch dadurch umgangen werden, dass die Zuständigkeiten des Parlaments nicht in absoluten Zahlen, sondern in Prozenten angegeben werden. Diese Lösung wurde beispielsweise im Kanton für das Finanzreferendum gewählt, um festzulegen, von welchem Schwellenwert an ein Dekret, das Ausgaben zur Folge hat, dem Volk zur Abstim�mung unterbreitet werden muss.�

In der neuen Verfassung könnte bestimmt werden, dass die finanziellen Kompetenzen des Staatsrates auf Gesetzesstufe geregelt werden, oder sie könnten genau umschrieben werden.



In diesem Fall könnte sich der Freiburger Verfassungsrat für eine Neuverteilung der finanziellen Kompetenzen entscheiden und die Regierung mit weiter reichenden Befugnissen ausstatten.��

Daher die Frage:



Würden Sie es begrüssen, dass die Kompetenzen des Staatsrats in Finanzfragen durch die Verfassung aus�geweitet und geregelt werden?�13. Frage��



d.	Kompetenzen bei der Aufsicht

d.a.	Die jetzige Situation

In der heutigen Staatsverfassung werden einige Gegenstände genannt, für die der Staatsrat eine Aufsichtsfunk�tion innehat: Er überwacht insbesondere die Verwaltung der Gemeinden, die unteren Verwaltungsbehörden und den allgemeinen Gang der Verwaltung der Rechtspflege. Der Staatsrat legt dem Grossen Rat alljährlich über alle Teile seiner Verwaltung ausführlich Rechenschaft ab. Damit wird zweierlei bezweckt: Einerseits dient dies der Oberaufsicht des Parlamentes, andererseits wird so die Zusammenarbeit zwischen Staatsrat und Grossem Rat bei der Staatsführung erleichtert. 



Die kantonale Gesetzgebung bestimmt, welche Aufgaben der Staatsrat bei der Aufsicht hat.



Zur Überwachung der Gemeinden beispielsweise bestimmt das Gesetz, dass der Staat die Gemeindetätigkeit nur unter dem Gesichtspunkt der Legalität prüft. Die Zweckmässigkeit wird nur geprüft, wenn das allgemeine Wohl des Kantons oder die legitimen Interessen anderer Gemeinden auf dem Spiel stehen oder die gute Führung einer Gemeinde ernsthaft gefährdet ist.

�In der heutigen Staatsverfassung werden einige Gegenstände genannt, für die der Staatsrat eine Aufsichtsfunktion innehat.��d.b.	Mögliche Neuerungen

Die neue Verfassung sollte logischer strukturiert werden, entweder indem nur der Grundsatz der Aufsicht genannt wird, wobei die Gegenstände, auf die sie sich erstreckt, auf Gesetzesstufe geregelt werden, oder aber indem alle Ge�genstände aufgezählt werden, für die sie gilt.�Die neue Verfassung sollte diesbezüglich logischer strukturiert werden.��

Daher die Frage:



Sollte der Grundsatz der Aufsicht durch den Staatsrat Ihrer Ansicht nach in der Verfassung verankert werden?�14. Frage��



e.	Kompetenzen bei aussergewöhnlichen Umständen

e.a.	Die jetzige Situation

In Krisensituationen müssen sofort geeignete Massnahmen ergriffen werden können. Unter diesen Umständen ist es oft unmöglich, sich an das ordentliche Entscheidungsverfahren unter Beteiligung der Exekutive und Legislative zu halten. Deshalb weisen sowohl die Bundes- wie auch die kantonalen Verfassungen der Exekutive die Befugnis zu, unter gewissen Bedingungen die erforderlichen Massnah�men zu treffen.



Im Kanton Freiburg verfügt der Staatsrat gemäss Verfassung über die bewaffnete Macht zur Sicherheit des Staates und zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung; diese Befugnis entspricht jedoch nicht mehr der Bundesverfassung.

�

Im Kanton Freiburg verfügt der Staatsrat über die bewaffnete Macht zur Sicherheit des Staates und zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, obwohl dies im Widerspruch zum Bundesrecht steht.��e.b.	Mögliche Neuerung

Dieses System könnte auf die Bedürfnisse der heutigen Gesellschaft zugeschnitten werden. Heutzutage ist weniger ein Krieg als eine Naturkatastrophe (Überschwemmung, Erdrutsch usw.), eine "technologische" Katastrophe oder eine Gesellschaftskrise zu erwarten. Im neuen Verfassungstext könnte man daher die offizielle Befugnis der Regierung verankern, bei einer bestehenden oder drohenden Gefahr für die öffentliche Ordnung alle nötigen Entscheide und Massnahmen zu treffen. Der Staatsrat übernimmt aber wie bisher nur die Rolle des Grossen Rates, wenn dieser nicht in vernünftiger Frist handeln kann.



Als mögliche Massnahme wäre es sinnvoll, eine Verfassungsgrundlage für selbständige Verordnungen zu schaffen, die der Staatsrat erlassen kann, und die das Gesetz ersetzen oder ergänzen. Sie könnten sogar ohne Gesetzesgrundlage ausgearbeitet werden. An die Ausübung dieser Befugnis würden genaue Bedingungen geknüpft. Die in solchen Verordnungen erlassenen Regeln müssten unumgänglich und dringlich sein, sich durch vorrangige öffentliche Interessen rechtfertigen und den Umständen angemessen sein. Die Grundsätze der Gleichheit und des guten Glaubens müssten dabei ebenfalls eingehalten werden. 



Schliesslich wären sie auch befristet. Sobald die ausserordentlichen Umstände, die sie erforderlich gemacht haben, nicht mehr gegeben sind, würden die Verordnungen ihre Verfassungsgrundlage verlieren und müssten dann aufgehoben werden. Halten die besonderen Umstände an, so müsste eine entsprechende Gesetzesgrundlage geschaffen werden, die vom Parlament genehmigt würde. Man könnte in der Verfassung auch bestimmen, dass derartige Verordnungen spätestens ein Jahr nach dem Inkrafttreten hinfällig würden.�

In der neuen Staatsverfassung könnte ausdrücklich bestimmt werden, dass der Staatsrat in ausserordentlichen Umständen die Befugnis hat, die nötigen Massnahmen zu ergreifen, wenn die öffentliche Ordnung gefährdet ist. So kann er auch selbständige Verordnungen erlassen.��

Daher die Frage:



Sollte der Staatsrat Ihrer Ansicht nach in ausseror�dentlichen Umständen die Befugnis haben, alle nötigen Massnahmen zu ergreifen und selbständige Verordnungen zu erlassen?�15. Frage��





3.	VERHÄLTNIS ZWISCHEN DEM Gros�seN Rat UND DEM STAATSRAT

Das Verhältnis zwischen dem Grossen Rat und dem Staatsrat ergibt sich bereits im Grossen und Ganzen aus den bisherigen Kapiteln. Dennoch ist es nützlich, diesem Thema ein eigenes Kapitel mit einigen zusätzlichen Erklärungen zu widmen.

���Die Beziehungen zwischen dem Grossen Rat und dem Staatsrat prägen das politische System eines Kantons nämlich weit gehend. Auch wenn beide Räte die gleiche Wählerschaft, das Volk, vertreten, kann es sein, dass andere Mehrheiten bestehen. In einem Rat kann beispielsweise die Linke besser vertreten sein, im anderen die Rechte. Deshalb müssen ihre Beziehungen klar geregelt werden.



Ursprünglich dominierte das Parlament als gesetzgebende Gewalt und Kontrollorgan über die Regierung. Im Verlauf der Zeit verlor das Parlament aber an Einfluss sowohl in der Schweiz als auch in Europa, weil die Regierungen handlungsfähiger geworden sind. Diese besteht nur aus wenigen Mitgliedern, arbeitet ständig und kann auf eine stetig wachsende Verwaltung zählen, wodurch sie effizienter sein kann als ein Parlament. Der Einfluss der Regierung ist mit den zunehmenden Beziehungen zum Bund und zu den anderen Kantonen zusätzlich gewachsen, da diese Aufgaben ja in den Kompetenzbereich der Regierung fallen. 



Im Rahmen der Verfassungsreform geht es darum, das Kräfteverhältnis zwischen den beiden Behörden auszugleichen, damit diese, wie oben beschrieben, im Sinne der Gewaltenteilung als gleichwertige Partner zusammenarbeiten können. Es handelt sich natürlich nicht darum, die Stellung des Staatsrates zu schwächen, sondern den Einfluss des Parlamentes da zu sichern, wo es zuständig ist. 



Zu diesem Zweck könnte man verschiedenartige Massnahmen ergreifen. Man könnte bei der Zusammensetzung und der Arbeitsweise des Grossen Rates (vgl. Ideenheft 3A) oder bei dessen Kompetenzen ansetzen. Dem Parlament weit reichende Kompetenzen zu übertragen, ohne ihm die nötigen Mittel in die Hand zu geben, wäre allerdings sinnlos. Auf diesen Punkt wollen wir im vorliegenden Kapitel eingehen. �Das Verhältnis zwischen Parlament und Regierung muss klar geregelt werden.







Im Verlauf der Zeit hat das Parlament etwas an Einfluss verloren und die Regierung an Einfluss gewonnen, was vielleicht ein Ungleichgewicht zwischen den beiden Gewalten geschaffen hat.





Dies könnte man korrigieren, nicht etwa indem man den Staatsrat schwächt, sondern indem man den Einfluss des Parlamentes da sichert, wo es zuständig ist. 



Dem Parlament müssen aber auch die Mittel zur Ausübung seiner Kompetenzen zur Verfügung gestellt werden.��



3.1.	Planung

Jeder moderne Staat muss seine Tätigkeit planen und seine Politik in groben Linien darlegen, damit vorhersehbar ist, was der Staat macht. Zu diesem Zweck können die Bundes- oder Kantonsbehörden Regierungsprogramme ausarbeiten, die für jeden Tätigkeitsbereich die politischen Prioritäten definieren. Darin steht, welches die politischen Ziele sind, mit welchen Mitteln und in welchen Fristen sie erreicht werden sollen. Ihre Umsetzung ist oft mit einem beträchtlichen finanziellen Aufwand verbunden. Stehen keine Mittel zur Verfügung, ist es um die Realisierung der politischen Absichten schlecht bestellt. Deshalb tendiert man heutzutage dazu, die Regierungs- und Finanzplanung zu verknüpfen.



Die Exekutive ist in der Regel aufgrund ihrer Führungskompetenz zur Planung der staatlichen Tätigkeit befugt. Geht man aber von einer Gewaltenteilung zwischen kooperierenden Behörden aus, sollte das Parlament vom Finanzplan und dem Regierungsprogramm Kenntnis nehmen können. Auch wenn eine offizielle Abstimmung darüber im Parlament nicht angezeigt scheint - die Exekutive wäre dadurch rechtlich gebunden - sollte er darüber beraten und seine Meinung der Exekutive übermitteln können (durch parlamentarische Vorstösse oder andere Instrumente). In der neuen Berner Verfassung hat man sich im Übrigen für diese Lösung entschieden.



Im Kanton Freiburg ist der Staatsrat gesetzlich verpflichtet, zu Beginn jeder Legislaturperiode einen Finanzplan auszuarbeiten. Zudem erstellt er jeweils ein Regierungsprogramm. Beide Dokumente werden dem Grossen Rat übermittelt, der sie nach einer Debatte zur Kenntnis nimmt. In der geltenden Staatsverfassung werden die Planungsaufgaben der kantonalen Behörden aber nirgends erwähnt. Angesichts der Bedeutung der betroffenen Bereiche könnte man sie in den neuen Wortlaut aufnehmen. Gleichzeitig könnte man dem Parlament die Mittel geben, die es ihm gestatten, diesbezüglich tätig zu werden (siehe dazu unten die Erläuterungen zum Auftrag und zum Grundsatzdekret).�

Zur Planung ihrer Tätigkeit arbeiten die Bundes- und Kantonsbehörden Regierungsprogramme aus, in denen die politischen Prioritäten in allen Bereichen und die Finanzpläne beschrieben werden.

























Im Kanton Freiburg ist der Staatsrat gesetzlich verpflichtet, einen Finanzplan auszuarbeiten. Zuhanden des Grossen Rates erstellt er zudem ein Regierungsprogramm für die Legislaturperiode. Aufgrund ihrer Wichtigkeit wäre es vielleicht sinnvoll, die Planung in der neuen Verfassung zu erwähnen.��

�Daher die Frage:



Wären Sie für eine neue Verfassungsbestimmung, die vom Staatsrat verlangt, dem Grossen Rat im ersten Legislaturjahr ein politisches Programm mit einem Finanzplan vorzulegen, das der Grosse Rat zur Kenntnis nehmen und behandeln kann?�16. Frage��



3.2.	Instrumente des Grossen Rates zur Ausübung seiner Aufsichtsfunktion

a.	Ist-Zustand

Die Verfassungen des Bundes und der Kantone haben ihrem gesetzgebenden Organ schon seit jeher weit reichende Kompetenzen zugesprochen. Diese können aber nur zufrieden stellend wahrgenommen werden, wenn das Parlament über die nötigen Mittel verfügt. Traditionell obliegt dem Parlament beispielsweise die Oberaufsicht über den Staat. Würde die Verwaltung ihre Tätigkeit stets mit dem Amtsgeheimnis belegen, könnten der Grosse Rat und seine Kommissionen gar keine Aufsicht führen.



Im Kanton Freiburg räumt die Verfassung dem Grossen Rat und seinen Kommissionen kein allgemeines Recht auf Information ein. Sie sieht jedoch vor, dass der Staatsrat dem Grossen Rat jedes Jahr über alle Teile seiner Verwaltung ausführlich Rechenschaft ablegt und ihm in allen Fällen, wo er es verlangt, über einen ihm überwiesenen Gegenstand das nötige Gutachten abgibt. Schliesslich kann die Präsidentin oder der Präsident des Grossen Rates jederzeit von den Handlungen der vollziehenden Gewalt Kenntnis nehmen. In gewissen Sektoren ist das Recht auf Information allerdings auf Gesetzesstufe verankert. Die Staatswirtschaftskommission beispielsweise kann zur Ausübung ihrer Aufsichtsfunktion alle erforderlichen Unterlagen ver�langen. Bei Ereignissen von besonderer Tragweite, die der Oberaufsicht des Grossen Rates unterstehen, sieht das Gesetz seit kurzem die Einsetzung einer Untersuchungskommission vor, welche den Tatbestand ermittelt, weitere Grundlagen zur Beurteilung beschafft und eine politische Einschätzung vornimmt. Eine Untersuchungskommission wird allerdings nur in schwer wiegenden Fällen einberufen, denn das Verfahren ist aufwändig (Einleitung des Verfahrens auf Antrag von mindestens fünf Abgeordneten und Dekret des Grossen Rates zur Einsetzung der Kommission).

�

Der Grosse Rat kann seine Aufsichtsfunktion nur wahrnehmen, wenn er über ausreichende Informationen verfügt.





Im Kanton Freiburg räumt die geltende Staatsverfassung dem Grossen Rat und seinen Kommissionen kein allgemeines Recht auf Information ein.��b.	Mögliche Neuerungen

Es wäre sinnvoll, in der neuen Verfassung festzulegen, dass das Parlament und seine Kommissionen alle zur Ausübung ihrer Aufgaben notwendigen Informationen verlangen können. Selbstverständlich könnte man eine Ausnahmeregelung für bestimmte Fälle vorsehen, die diskret behandelt werden müssen. Für Abgeordnete würde dieselbe Verschwiegenheitspflicht gelten wie für Beamte, wenn es um vertrauliche Unterlagen oder den Datenschutz geht. Die Mitglieder des Grossen Rates hätten als Einzelpersonen selbstverständlich nicht dieselben Befugnisse wie der Grosse Rat und seine Kommissionen.�

In der neuen Verfassung könnte das Recht des Parlamentes und seiner Kommissionen verankert werden, alle zur Ausübung ihrer Funktionen notwendigen Informationen zu verlangen.��

Daher die Frage:



Sollte die Verfassung das Recht des Grossen Rates und seiner Kommissionen, vom Staatsrat alle zur Ausübung ihrer Aufgaben notwendigen Informationen zu verlangen, Ihrer Ansicht nach erweitern?�17. Frage��







3.3.	Instrument zur Verbesserung der Zusammen�arbeit zwischen Parlament und Regierung: der Auftrag

Zur Ausübung ihrer Kompetenzen verfügen das Bundes- und das Kantonsparlament über verschiedene parlamentarische Hilfsmittel.



·	Durch parlamentarische Vorstösse (insbesondere Motionen und Postulate), die vom Grossen Rat für erheblich erklärt werden, können die Parlamentarierinnen und Parlamentarier auf ein bestimmtes politisches Problem aufmerksam machen und die Regierung ersuchen, eine Lösung auszuarbeiten.



·	Die Erlasse des Parlamentes bilden den Abschluss des Problemlösungsprozesses, an dem die Regierung, die Verwaltung und Aussenstehende mitgewirkt haben. Das Parlament kann das Ergebnis in seinen Debatten ändern; es genehmigt den Gesetzesentwurf.�



Das Freiburger Parlament verfügt heute über verschiedene parlamentarische Hilfs�mittel, um seine Kompetenzen wahrzunehmen.

��

Gemäss geltendem Recht ist das Parlament berechtigt, die Regierung durch eine Motion zu zwingen, einen Entwurf eines Verfassungsartikels, Gesetzes, Dekrets oder einer Standesinitiative vorzulegen.



Bei einer strikten Einhaltung des Grundsatzes der Gewaltenteilung kann das Parlament der Regierung keine Aufträge erteilen, die in ihrem Zuständigkeitsbereich liegen. Der Grosse Rat hat also im Grunde genommen weder an den Regierungstätigkeit noch an den gesetzgeberischen Arbeiten des Staatsrates teil. Wenn zum Beispiel der Grosse Rat eine Verordnung des Staatsrates für ungeeignet hält, kann er nur dagegen angehen, indem er ein gegenteiliges Gesetz erlässt, durch das die Verordnung hinfällig wird.



Deshalb wäre ein neues, flexibleres Instrument für das Parlament vielleicht angezeigt, damit es auf die Regierungstätigkeit Einfluss nehmen kann. Mit diesem Instrument könnte dem Staatsrat der Auftrag erteilt werden, einen Entwurf zu verabschieden oder eine Massnahme zu ergreifen. Der Auftrag wäre eine Ergänzung zur Motion mit unterschiedlicher Wirkung. Die Motion hat nämlich Weisungswert und ist in allen wesentlichen Aspekten für die Exekutive zwingend. Dagegen würde der Auftrag die Entscheidungsfreiheit der Regierung nicht tangieren. Der Grosse Rat könnte den Staatsrat nur ersuchen, eine Massnahme in seinem Kompetenzbereich zu ergreifen, was nicht zwingend wäre. Andernfalls käme es zu einer vollständigen Einmischung und die Kompetenzverteilung wäre nicht mehr gewährleistet. Mit diesem Instrument könnte der Grosse Rat den Staatsrat ersuchen, seine Verordnungen zu berichtigen. Das wäre besonders dann wichtig, wenn man sich in der neuen Verfassung dafür entscheiden würde, dem Staatsrat die sekundäre Gesetzgebung (ohne Notwendigkeit einer Delegationsnorm) zu übertragen.



So formuliert könnte der Auftrag ein nützliches Instrument sein, das in den verschiedenen Kompetenzbereichen der Regierung eingesetzt werden könnte. Führt man es auf kantonaler Ebene ein, könnten indessen gewisse Befürchtungen laut werden. Wenn das Parlament das Recht erhält, Aufträge in Kompetenzbereichen des Staatsrates zu erteilen, könnte dies dazu führen, dass die Verantwortlichkeit jedes Organs nicht mehr klar ersichtlich sein würde. Der Gefahr, dass ein Organ dem anderen die Verantwortung zuschiebt, muss Rechnung getragen werden. Ausserdem könnte sich der Staatsrat in der Ausübung seiner Führungsfunktion eingeengt fühlen. Das Parlament seinerseits könnte den Eindruck erhalten, durch diese Einmischung in die Regierungskompetenz gebunden zu sein und nicht mehr über die nötige Freiheit für die Aufsicht über die Verwaltung zu verfügen.�







Durch die Einführung des Auftrags könnte das Parlament die Regierungstätigkeit beeinflussen. Durch einen Auftrag könnte der Grosse Rat den Staatsrat ersuchen, eine Massnahme in seinem Kompetenzbereich (z.B. Vor�legen eines Gesetzesentwurfs) zu ergreifen. Der Auftrag würde also die Motion ergänzen, hätte aber eine unterschiedliche Wirkung (die Motion wirkt wie eine Weisung).��

Daher die Frage:



Sollte der Grosse Rat Ihrer Ansicht nach die Möglichkeit erhalten, den Staatsrat in einem Auftrag zu ersuchen, in dessen Zuständigkeitsbereich Massnahmen zu ergreifen?�18. Frage��

3.4.	Die Rolle von Parlament und Regierung bei den Beziehungen des Kantons Freiburg gegen aus�sen

a.	Einführung

a.a.	Allgemeines

Die Zusammenarbeit innerhalb des Bundes und mit ausländischen Partnern ist heute bereits eine Realität, die immer mehr an Bedeutung gewinnt. Diese Tendenz zeichnet sich überall ab und ist unumgänglich. Durch den Wandel der letzten zwanzig Jahre (Entwicklung der Kommunikations- und Transportmittel, Mobilität der Bevölkerung, Wirtschaftskrise usw.) sind die Grenzen durchlässiger geworden, was zunehmend zu gemeinsamen Aktionen geführt hat. In einer modernen kantonalen Verfassung muss dem Rechnung getragen werden. Im Folgenden sollen kurz die Formen einer solchen Zusammenarbeit (vor allem interkantonale und internationale Vereinbarungen sind verbreitet), die Regelung in der Verfassung und schliesslich die möglichen Neuerungen dargestellt werden. Die Rolle und die Befugnisse von Parlament und Regierung beim Erlass solcher Vereinbarungen werden eingehender behandelt. Da die auswärtigen Beziehungen zugenommen haben, hat die Regierung an Einfluss gewonnen, da in diesem Bereich hauptsächlich die Exekutive zuständig ist. Also wäre es vielleicht sinnvoll, neue Massnahmen einzuführen, um das Parlament stärker einzubeziehen.�

Die interkantonale und internationale Zusammenarbeit ist heute bereits eine Realität, die immer mehr an Bedeutung gewinnt. 

Wir wollen prüfen, wie diese Entwicklung im Freiburger Recht widerspiegelt wird, und welche Änderungen in Frage kommen könnten - insbesondere was die Kompetenzen von Parlament und Regierung bei den Beziehungen gegen aussen betrifft.��

a.b.	Die verschiedenen Formen der Zusammenarbeit

·	Innerhalb der Eidgenossenschaft kommt eine vertikale Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen in Frage. Die Kantone haben gemäss Bundesverfassung die Möglichkeit, bei der Definition des eidgenössischen Willens und bei der Umsetzung des Bundesrechts mit dem Bund zusammenzuarbeiten. 



·	Die Bundesverfassung kennt aber auch den Grundsatz der horizontalen Zusammenarbeit zwischen den Kantonen (unter gewissen Bedingungen). Die Zusammenarbeit zwischen den Kantonen erfolgt zumeist in Form von interkantonalen Vereinbarungen (die auch Konkordate oder interkantonale Verträge genannt werden), die zwischen zwei oder mehreren Kantonen zu einem Thema in ihrem Kompetenzbereich geschlossen werden. Typische Bereiche sind das Bildungs- und Gesundheitswesen, die Kultur, der Strafvollzug und die Rechtshilfe. Die interkantonale Zusammenarbeit kann aber durch andere in Anwendung interkantonaler Vereinbarungen beschlossene Erlasse oder durch die Entsendung von kantonalen Vertreterinnen oder Vertretern an interkantonale Gremien (z.B. Konferenz der Kantonsregierungen) erfolgen.



·	Heutzutage machen die möglichen Formen der Zusammenarbeit nicht vor den Landesgrenzen Halt. Vielmehr drängt sich oft eine Zusammenarbeit zwischen dem Bund oder den Kantonen und ausländischen Partnern, die dieselben Interessen oder Sorgen haben, auf, damit Probleme gemeinsam angegangen werden können. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit kann innerhalb der vom Bundesrecht gestellten Bedingungen in vielerlei Formen erfolgen: Sie reicht von informellen Kontakten über die Zusammenarbeit in gemeinsamen Institutionen oder die Vertretung der Schweiz in internationalen Organisationen bis zur Unterzeichnung von internationalen Vereinbarungen.�









Die Zusammenarbeit innerhalb der Eidgenossenschaft kann zwischen Bund und Kantonen oder unter den Kantonen erfolgen. Ausserdem ist manchmal eine Zusammenarbeit mit ausländischen Partnern erforderlich.��



b.	Der heutige rechtliche Rahmen im Kanton Freiburg

b.a.	Allgemeines

1857 trat die heutige Staatsverfassung in Kraft. Damals war die Bedeutung der Zusammenarbeit - in welcher Form auch immer - noch gering. Daher spricht sich das Freiburger Grundgesetz in keiner Weise über das Verhältnis des Kantons zum Bund und zu seinen Nachbarn aus. Es ist zudem keine allgemeine Norm für die Zusammenarbeit zwischen dem Kanton und möglichen ausländischen Partnern vorhanden. In der Verfassung steht nur, dass der Kanton Freiburg Teil der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Staatsrat für die Beziehungen gegen aussen zuständig ist. Dabei könnte der Kanton aufgrund seiner geografischen Lage und seiner kulturellen Tradition ein Bindeglied zwischen deutsch- und französischsprachigen Kantonen sein.�

Die geltende Freiburger Verfassung enthält keine Bestimmung über die Beziehungen des Kantons gegen aussen.��



b.b.	Mögliche Neuerungen beim Verfahren zum Abschluss von interkantonalen oder internationalen Vereinbarungen 

Das Verfahren zur Annahme, Änderung und Aufhebung von interkantonalen und internationalen Vereinbarungen ist in der Kantonsverfassung nicht geregelt. Da die Verfassung sich darüber ausschweigt, gilt die allgemeine interne Regelung für Gesetze und Dekrete.

�Für die Annahme von interkantonalen oder internationalen Vereinbarungen gilt die allgemeine interne Regelung. ��1.	Kompetenzen der Regierung

Wie in allen Schweizer Kantonen ist auch in Freiburg der Staatsrat für die auswärtigen Beziehungen zuständig. Die Regierung hat also die Kompetenz, mit anderen Kantonen über interkantonale oder internationale Vereinbarungen zu verhandeln.�Für das Aushandeln von Vereinbarungen ist die Regierung zuständig. ��2.	Kompetenzen und Mitwirkungsmöglichkeiten des Parlamentes

Sobald sich die Regierungen auf einen Vertragstext geeinigt haben, wird die interkantonale Vereinbarung im Prinzip dem Kantonsparlament zur Genehmigung vorgelegt.



Die Kompetenzen des Parlamentes beschränken sich aber nicht nur auf die Genehmigung der Vereinbarungen: Die Mitglieder des Grossen Rates können von der Regierung mit Fragen und Interpellationen Informationen verlangen. Mit Postulaten oder Motionen können sie Vorschläge zu den Vereinbarungen einbringen. Motionen sind politisch bedeutend. Sie können aber auch durch eine parlamentarische Initiative den Beitritt zu einer bereits bestehenden Vereinbarung verlangen.



Die beschriebenen Mitwirkungsmöglichkeiten sind wohl nötig, doch reichen sie nicht aus, damit das Parlament rechtzeitig und ausreichend informiert ist. Deshalb haben mehrere Kantone (BL, BE, LU, SO, VD, VS) ihrem Kantonsparlament weitere Mitwirkungsmöglichkeiten eingeräumt. Im Kanton Waadt besteht beispielsweise eine ständige Kommission für auswärtige Angelegenheiten, die entsprechende Dossiers begutachtet. Im Kanton Bern kann der Grosse Rat der Exekutive Aufträge für die interkantonale Zusammenarbeit erteilen, wobei diese Richtlinienwert haben. Das Freiburger Recht räumt dem Grossen Rat gegenwärtig diesbezüglich keine besonderen Befugnisse ein.

�

Das Parlament hat die Kompetenz, die Vereinbarungen zu genehmigen. Ausserdem stehen ihm die parlamentarischen Instrumente zur Mitwirkung beim Abschluss von Konkordaten zur Verfügung.��3.	Die Kompetenzen des Volks

In den Schweizer Kantonen ist die Volksbefragung zu interkantonalen Vereinbarungen unterschiedlich geregelt. Im Kanton Freiburg sind die Vereinbarungen dem fakultativen Referendum unterstellt (was nicht in der Verfassung verankert ist), sofern sie vom Grossen Rat genehmigt werden. Wenn erhebliche Ausgaben damit verbunden sind, unterstehen sie zudem dem fakultativen oder obligatorischen Finanzreferendum.�

Im Kanton Freiburg sind die Vereinbarungen im Prinzip dem fakultativen Referendum unterstellt.��c.	Mögliche Neuerungen beim Verfahren zum Abschluss von interkantonalen oder internationalen Vereinbarungen

c.a.	Ausschliessliche Regierungskompetenz zum Abschluss von zweitrangigen Vereinbarungen

Das geltende Freiburger Recht schreibt vor, dass eine interkantonale oder internationale Vereinbarung vom Staatsrat unterzeichnet und dann im Allgemeinen vom Grossen Rat genehmigt wird. Für rein administrative (mit geringer Tragweite) oder kurzfristig aufkündbare Vereinbarungen kann sich dieses Verfahren als zu aufwändig erweisen. Deshalb könnte die neue Verfassung bestimmen, dass für solche Abkommen ausschliesslich die Regierung zuständig ist und eine Genehmigung durch das Parlament nicht erforderlich ist. Die Vereinfachung des Verfahrens (auf Bundesebene und in mehreren Kantonen bereits in Kraft, z.B. in AR, BL, BE, GL, JU, VS) hätte zum Zweck, den Abschluss von weniger wichtigen Vereinbarungen zu beschleunigen, damit sich das Parlament auf die wichtigeren konzentrieren kann. Allerdings könnte sich die Unterscheidung zwischen Verträgen, die der alleinigen Regierungskompetenz unterstellt sind, und den anderen als schwierig erweisen: Ein Interpretationsspielraum würde immer bestehen bleiben. �

Erklärt man die Regierung für allein zuständig für weniger wichtige Vereinbarungen, so könnte das Verfahren beschleunigt werden. Ausserdem könnte sich das Parlament auf die wichtigeren Vereinbarungen konzentrieren.��

Daher die Frage:



Würden Sie eine Verfassungsnorm begrüssen, die der Regierung die alleinige Kompetenz für den Abschluss von weniger wichtigen Vereinbarungen zuweist?�19. Frage��

c.b.	Notwendigkeit, die Kompetenzen des Parlamentes beim Abschluss von wichtigen interkantonalen oder internationalen Vereinbarungen auszubauen

Auch wenn eine verstärkte Zusammenarbeit in allen Formen begrüssenswert ist, beschneiden die interkantonalen oder internationalen Vereinbarungen die Rechte der Kantonsparlamente und vermindern die demokratische Legitimation (sog. Demokratiedefizit). Das Parlament hat in der Genehmigungsphase in der Tat nur einen geringfügigen Einfluss auf die inhaltliche Gestaltung der Vereinbarungen: Es kann sie nur noch annehmen oder gesamthaft ablehnen. Auch durch parlamentarische Vorstösse hat es nur geringfügige Mitwirkungsmöglichkeiten. Eine Verschiebung der Kompetenzen vom Parlament zur Regierung hin mag aber durchaus bedauerlich erscheinen, denn das Parlament ist demokratisch besser abgestützt als die Regierung:



Das Parlament ist repräsentativer als die Regierung, denn es zählt mehr Mitglieder, welche die verschiedenen Bevölkerungsschichten eines Kantons vertreten. Zudem hat das Parlament die Aufgabe, die Regierung zu kontrollieren, was beim Abschluss von Konkordaten nicht hinreichend möglich ist. Parlamentarische Debatten sind schliesslich auch öffentlich, während Verhandlungen und Gespräche zwischen Kantonsregierungen nicht sehr transparent sind. Dabei ist es wichtig, dass die Entscheidungen publik sind. Nur so kann die Bevölkerung bei einem Referendum ebenfalls Stellung nehmen.



Mit dem Ziel, die demokratische Debatte und Kontrolle zu ermöglichen, könnte man in der neuen Verfassung dem Parlament mehr Mitwirkungsmöglichkeiten beim Abschluss von wichtigen Vereinbarungen einräumen. Gleichzeitig sollte aber ein Hin- und Herschieben der Vorlage zwischen den Räten vermieden werden (Gefahr, die weitere Zusammenarbeit zu lähmen). Deshalb sollte man mögliche Änderungen nur für wichtige Vereinbarungen einführen, d.h. wenn sie eine Verfassungsänderung erfordern oder einen Gegenstand beinhalten, der im Kanton dem fakultativen Referendum unterstellt ist. Wohl kann bei der Verfassungsrevision die Regelung zu einem verstärkten Einbezug des Parlamentes in die Ausarbeitung von interkantonalen Vereinbarungen festgelegt werden. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass auf eidgenössischer und interkantonaler Ebene Bestrebungen bestehen, um die Mitwirkung der Parlamente in den Kantonen einheitlich und koordiniert zu regeln.

�

Mit dem Ziel, die demokratische Debatte und Kontrolle zu ermöglichen, könnte man in der neuen Verfassung dem Parlament mehr Mitwirkungsmöglichkeiten beim Abschluss von wichtigen Vereinbarungen einräumen und gleichzeitig ein Hin- und Herschieben der Vorlage zwischen den Räten vermeiden.��c.c.	Instrumente für eine verstärkte Mitwirkung des Parlamentes

1.	Planungskompetenz: Festlegung von Richtlinien für die Aussenpolitik durch das Parlament

Auf Bundesebene hat die zunehmende Verschiebung der Kompetenzen vom Parlament (eidgenössische Räte) zur Exekutive (Bundesrat) bei der Nachführung der Verfassung zu einem Artikel geführt, der bestimmt, dass die Bundesversammlung bei der Festlegung der Schweizer Aussenpolitik mitwirkt. Die Aufnahme einer entsprechenden kantonalen Bestimmung könnte im Rahmen der Neudefinition der Planungskompetenzen des Parlamentes erfolgen (siehe 3.1. oben).

�

Das Parlament könnte die Aussenpolitik des Kantons mitgestalten.��2.	Mögliche Instrumente für die Verhandlungsphase

Die heutige Staatsverfassung weist allein der Regierung die Kompetenz zu, die Verhandlungsmandate zu definieren und zu verhandeln. Aber auch für diese Phase sind Änderungen denkbar.���

Einführung des Auftrags

Die neue Freiburger Verfassung könnte wie der Neuenburger Verfassungsentwurf einen Artikel enthalten, der dem Parlament das Recht gibt, die Regierung mit der Aufnahme von Vertragsverhandlungen oder mit der Beendigung eines Vertrags zu beauftragen. Das wäre eine konkrete Anwendungsmöglichkeit des Auftrags (siehe 3.3.). Eine solche Norm hätte den Vorteil, die Exekutive zum Handeln anzuregen, wenn diese nichts unternimmt. Der Staatsrat entscheidet aber allein, ob er tatsächlich Verhandlungen aufnehmen will oder nicht. Der Grosse Rat könnte nicht an seiner Stelle handeln.�

Im Rahmen von Vertragsverhandlungen könnte das Parlament die Regierung durch einen Auftrag auffordern, Verhandlungen im Hinblick auf einen Vertrag aufzunehmen oder einen Vertrag zu kündigen.��

�Daher die Frage:



Wären Sie für eine Verfassungsnorm, die das Parlament befugt, den Staatsrat zur Aufnahme von Verhandlungen zum Abschluss oder zur Beendigung eines Konkordats zu ersuchen?�20. Frage��



Information, Konsultation und Stellungnahme des Parlamentes

In der Verhandlungsphase reichen die herkömmlichen parlamentarischen Mittel nicht aus, um das Parlament rechtzeitig zu informieren. Wenn die ersten Informationen eintreffen, die es einem Mitglied des Grossen Rates gestatten würden, weitere Auskünfte zu verlangen, sind die Verhandlungen manchmal bereits so weit fortgeschritten, dass eine echte Mitwirkung des Parlamentes nicht mehr möglich ist. Darüber hinaus ist die Regierung nicht verpflichtet, das Parlament zu konsultieren, und das Parlament hat kein Recht, eine Stellungnahme abzugeben. Daher könnte man in die revidierte Verfassung eine neue Bestimmung aufnehmen, die für die Regierung die allgemeine Pflicht begründet, das Parlament über geplante Verhandlungen und den Verhandlungsstand zu informieren, zu konsultieren und dessen Stellungnahmen zur Kenntnis zu nehmen. Die neue Verfassungsbestimmung würde durch ein kantonales Gesetz ausgeführt.



Auf Bundesebene ist der Bundesrat gemäss Geschäftsverkehrsgesetz zur Orientierung der Räte und zur Konsultation der aussenpolitischen Kommissionen (aus einer Parlamentarierdelegation bestehende Fachkommissionen) verpflichtet. Würde man auf kantonaler Ebene eine ähnliche Regel in einer neuen Verfassungsbestimmung einführen, könnte das Demokratiedefizit teilweise behoben werden.



Da die Regierung darauf angewiesen ist, dass das Parlament die Vereinbarung gutheisst, würde sie dessen Stellungnahmen (oder in Zukunft jene der parlamentarischen Kommission) berücksichtigen. Auch wenn die durch das Parlament (bzw. die Kommission) vertretene Meinung politisch grosses Gewicht hätte, wäre sie nicht zwingend. �

Man könnte für die Regierung die allgemeine Pflicht einführen, das Parlament während den Verhandlungen zu informieren und zu konsultieren.





Dadurch könnte das Demokratiedefizit beim Abschluss von Verträgen zumindest teilweise behoben werden.��

Daher die Frage:



Würden Sie es begrüssen, wenn in der Verfassung für die Regierung die Pflicht eingeführt würde, das Parlament in der Verhandlungsphase über eine interkantonale oder internationale Vereinbarung zu informieren und zu konsultieren?�21. Frage��



3.	Mitwirkungsmöglichkeiten des Parlamentes während der Genehmigung durch das Parlament

Gemäss geltendem Recht hat das Parlament nur die Möglichkeit, das Verhandlungsergebnis der Regierung gesamthaft anzunehmen oder abzulehnen. Dabei nimmt der Kern gewisser neuerer Vereinbarungen immer mehr die Form einer interkantonalen und in selteneren Fällen sogar internationalen Gesetzgebung an. Also müsste das Parlament bei der Ratifizierung wichtiger Vereinbarungen stärker einbezogen werden. In einer neuen Verfassungsnorm könnte man darauf hinweisen, dass das Parlament intensiver sollte mitarbeiten können. Wie die Mitwirkung im Einzelnen aussieht, würde dann in einer interkantonalen Vereinbarung festgelegt oder von den Kantonen intern geregelt.

Intern könnte man auf Gesetzesstufe eine kantonale parlamentarische Kommission einführen, die jeweils beim Abschluss von Vereinbarungen während der ganzen Verhandlungsdauer mitwirkt, die Regierung unterstützt und Vorschläge zum Konkordatsinhalt einbringt. Der Regierung würde es natürlich freistehen, die Kommissionsvorschläge in die Verhandlungen einzubringen oder nicht.



Auf interkantonaler Ebene könnte man durch eine Rahmenvereinbarung eine interparlamentarische Kommission schaffen, die aus den parlamentarischen Kommissionen der Konkordatsparteien bestehen würde. Die interparlamentarische Kommission könnte die Regierungen unterstützen und beraten. Die Kommission könnte nach Abschluss der Verhandlungen Änderungsvorschläge am Konkordatsentwurf vorlegen. Der abgeänderte Entwurf ginge dann an die Regierungen zurück, die entscheiden, ob sie die Änderungen annehmen oder nicht. Je nach Kanton würde der Entwurf dann dem Parlament und gegebenenfalls dem Volk vorgelegt.�

In der neuen Verfassung könnte der Grundsatz einer aktiven Mitwirkung des Parlamentes während der Genehmigung von Vereinbarungen verankert werden.��

Daher die Frage:



Würden Sie es begrüssen, wenn in der Freiburger Verfassung der Grundsatz einer aktiven Mitwirkung des Parlamentes bei der Genehmigung einer interkantonalen oder internationalen Vereinbarung verankert würde?�22. Frage��



c.d.	Änderung der Instrumente des Volkes

Auch wenn es in der Freiburger Staatsverfassung nicht ausdrücklich festgehalten ist, unterstehen Vereinbarungen im Prinzip dem fakultativen Referendum. Wenn damit grossen Ausgaben verbunden sind, können sie dem obligatorischen oder fakultativen Finanzreferendum unterstellt sein. Diese Lösung entspricht weitgehend der Regelung des Kantons Bern (ähnliche Systeme: JU, SO, ZH).



Die Berner Verfassung sieht vor, dass einzig Konkordate, die die Verfassung ändern, dem obligatorischen Referendum unterstellt sind. Das fakultative Referendum ist für Konkordate vorgesehen, die auch intern ein solches Referendum erfordern. Bei Vereinbarungen, die ausschliesslich in der Kompetenz der Exekutive liegen, gibt es überhaupt keine Referendumsmöglichkeit. Schliesslich können Vereinbarungen auch dem Finanzreferendum unterstellt werden.



Die neue Freiburger Verfassung sollte auch die auf interkantonale und grenzüberschreitende Vereinbarungen anwendbare Regelung festhalten. In diesem Rahmen könnte man formell das oben beschriebene Berner System übernehmen, da dieses die Mitbestimmung der Bevölkerung je nach Bedeutung des betreffenden Konkordats differenziert regelt und eine gute Kombination zwischen Demokratie und Effizienz gewährleistet. Seine Umsetzung wäre hingegen relativ komplex, denn es muss jeweils eine Unterscheidung bei den Konkordaten vorgenommen werden.�

Die geltende Verfassung präzisiert nicht, welche Vereinbarungen dem Referendum unterstehen. 

Die neue Verfassung könnte eine Regelung festschreiben, die sich weitgehend mit der heutigen Praxis deckt (Regelung des Kantons Bern):

Obligatorisches Referendum für Konkordate, die eine Verfassungsänderung erfordern, fakultatives Referendum für Konkordate mit Auswirkungen auf Gesetzesstufe und kein Referendum für Konkordate, die ausschliesslich der Kompetenz der Regierung unterliegen.��

Daher die Frage:



Wären Sie dafür, dass in der neuen Verfassung eine dem Kanton Bern entsprechende Regelung formell verankert wird, d.h. obligatorisches Referendum für Konkordate, die eine Verfassungsänderung erforderlich machen; fakultatives Referendum für Konkordate mit Auswirkungen auf Gesetzesstufe; kein Referendum für Konkordate, die ausschliesslich der Regierungskompetenz unterstehen?�23. Frage��





4.	WEITERE VORSCHLÄGE ODER BEMERKUNGEN

Die Vorschläge in diesem Kapitel erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Sicher gibt es vielfältige Vorschläge oder Bemerkungen zu den Beziehungen zwischen dem Grossen Rat und dem Staatsrat. Gerne erwarten wir daher Vorschläge oder Bemerkungen der Bürgerinnen und Bürger dazu. ���

Daher die Frage:



Haben Sie weitere Bemerkungen, Kritik oder Vorschläge?�24. Frage��
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